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Gesetz zur digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen 
Hauptverhandlung und zur Änderung weiterer Vorschriften 
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Der Deutsche Bundestag hat in seiner 138. Sitzung am 17. November 2023 

aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Rechtsausschusses 

– Drucksache 20/9359 – den von der Bundesregierung eingebrachten 

 

Entwurf eines Gesetzes zur digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen 

Hauptverhandlung  

(Hauptverhandlungsdokumentationsgesetz – DokHVG) 

– Drucksache 20/8096 – 

 

in beigefügter Fassung angenommen. 
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Gesetz zur digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen Hauptverhandlung und 
zur Änderung weiterer Vorschriften 

(Hauptverhandlungsdokumentationsgesetz – DokHVG) 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 203) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu den §§ 271 bis 274 wie folgt gefasst: 

„§ 271 Dokumentation der Hauptverhandlung 

§ 272 Hauptverhandlungsprotokoll 

§ 273 Aufzeichnung der Hauptverhandlung und Transkription 

§ 273a Speicherung und Verwendung der Aufzeichnungen und Transkripte 

§ 273b Zugang zu Aufzeichnungen und Transkripten; Einsichtnahme und Überlassung 

§ 274 Beweiskraft des Protokolls; Berichtigung“. 

2. Dem § 68 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei einer Aufzeichnung der Vernehmung sollen bei Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 1 auch tech-
nische Maßnahmen zum Schutz der Identität des Zeugen ergriffen werden.“ 

3. In § 118a Absatz 3 Satz 3 und § 138d Absatz 4 Satz 4 werden jeweils die Wörter „die §§ 271 bis 273“ durch 
die Wörter „§ 271 Absatz 1 und § 272“ ersetzt. 

4. In § 255a Absatz 1 wird das Wort „Bild-Ton-Aufzeichnung“ durch das Wort „Aufzeichnung“ ersetzt. 

5. § 271 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 271 

Dokumentation der Hauptverhandlung“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und von dem Vorsitzenden und dem Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle, soweit dieser in der Hauptverhandlung anwesend war, zu unterschreiben“ durch ein Komma 
und die Wörter „das den Gang und die Ergebnisse der Hauptverhandlung im Wesentlichen wie-
dergeben und die Beachtung aller wesentlichen Förmlichkeiten ersichtlich machen muss“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben.
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c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Eine Hauptverhandlung, die erstinstanzlich vor dem Landgericht oder dem Oberlandesgericht 
stattfindet, ist zudem nach Maßgabe des § 19 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung digital 
zu dokumentieren. Die Dokumentation erfolgt vorbehaltlich des § 19 Absatz 1 des Einführungsgesetzes 
zur Strafprozessordnung durch eine Tonaufzeichnung, die automatisiert in ein elektronisches Textdo-
kument (Transkript) zu übertragen ist.“ 

6. § 272 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 272 

Hauptverhandlungsprotokoll“. 

b) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Die folgenden Absätze 2 bis 7 werden angefügt: 

„(2) Das Protokoll muss die Bezeichnung der verlesenen Urkunden oder derjenigen, von deren 
Verlesung nach § 249 Absatz 2 abgesehen worden ist, sowie die im Laufe der Verhandlung gestellten 
Anträge, die ergangenen Entscheidungen und die Urteilsformel enthalten. In das Protokoll muss auch 
der wesentliche Ablauf und Inhalt einer Erörterung nach § 257b aufgenommen werden. 

(3) Das Protokoll muss auch den wesentlichen Ablauf und Inhalt sowie das Ergebnis einer Ver-
ständigung nach § 257c wiedergeben. Gleiches gilt für die Beachtung der in § 243 Absatz 4, § 257c 
Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5 vorgeschriebenen Mitteilungen und Belehrungen. Hat eine Verständigung 
nicht stattgefunden, ist auch dies im Protokoll zu vermerken. 

(4) Aus der Hauptverhandlung vor dem Strafrichter und dem Schöffengericht sind außerdem die 
wesentlichen Ergebnisse der Vernehmungen in das Protokoll aufzunehmen; dies gilt nicht, wenn alle 
zur Anfechtung Berechtigten auf Rechtsmittel verzichten oder innerhalb der Frist kein Rechtsmittel 
eingelegt wird. Der Vorsitzende kann anordnen, dass anstelle der Aufnahme der wesentlichen Verneh-
mungsergebnisse in das Protokoll einzelne Vernehmungen im Zusammenhang als Tonaufzeichnung zur 
Akte genommen werden. § 58a Absatz 2 Satz 1 und 3 bis 6 gilt entsprechend. 

(5) Kommt es auf die Feststellung eines Vorgangs in der Hauptverhandlung oder des Wortlauts 
einer Aussage oder einer Äußerung an, so hat der Vorsitzende von Amts wegen oder auf Antrag einer 
an der Verhandlung beteiligten Person die vollständige Protokollierung und Verlesung anzuordnen. 
Lehnt der Vorsitzende die Anordnung ab, so entscheidet auf Antrag einer an der Verhandlung beteilig-
ten Person das Gericht. In dem Protokoll ist zu vermerken, dass die Verlesung geschehen und die Ge-
nehmigung erfolgt ist oder welche Einwendungen erhoben worden sind. 

(6) Das Protokoll ist von dem Vorsitzenden und dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, so-
weit dieser in der Hauptverhandlung anwesend war, zu unterschreiben. Der Tag der Fertigstellung ist 
darin anzugeben oder aktenkundig zu machen. Ist der Vorsitzende verhindert, so unterschreibt für ihn 
der älteste beisitzende Richter. Ist der Vorsitzende das einzige richterliche Mitglied des Gerichts, so 
genügt bei seiner Verhinderung die Unterschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle. 

(7) Bevor das Protokoll fertiggestellt ist, darf das Urteil nicht zugestellt werden.“
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7. Die §§ 273 bis 274 werden wie folgt gefasst: 

„§ 273 

Aufzeichnung der Hauptverhandlung und Transkription 

(1) Ist die Aufzeichnung der Hauptverhandlung oder ihre Transkription wegen einer vorübergehenden 
technischen Störung nicht möglich oder fehlerhaft, so hindert dies die Durchführung der Hauptverhandlung 
nicht. Die Art und die Dauer der Störung sollen aktenkundig gemacht werden. 

(2) Das Gericht kann durch unanfechtbaren Beschluss von der Aufzeichnung und deren Transkription 
absehen, solange 

1. eine Gefährdung 

a) der Staatssicherheit oder 

b) des Lebens, des Leibes oder der Freiheit eines Zeugen oder einer anderen Person  

zu besorgen ist, oder 

2. ein Zeuge vernommen wird, der 

a) Verletzter einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung (§§ 174 bis 184k des Strafgesetz-
buchs) ist, 

b) als Kind oder Jugendlicher Verletzter einer Straftat gegen das Leben (§§ 211 bis 222 des Strafge-
setzbuchs), wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen (§ 225 des Strafgesetzbuchs) oder wegen 
Straftaten gegen die persönliche Freiheit nach den §§ 232 bis 233a des Strafgesetzbuchs war, oder  

c) im Zeitpunkt der Vernehmung unter 18 Jahre alt ist. 

(3) Für die Tonaufzeichnung und ihre Transkription sind nur Äußerungen in deutscher Sprache maß-
geblich. 

§ 273a 

Speicherung und Verwendung der Aufzeichnungen und Transkripte 

(1) Aufzeichnungen und ihre Transkripte sind zu den Akten zu nehmen. Sie können auch in anderer 
Weise zusammen gespeichert werden; die §§ 32f, 147, 406e, 496 bis 499 sowie die Vorschriften des Justiz-
aktenaufbewahrungsgesetzes und der aufgrund von § 2 des Justizaktenaufbewahrungsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen gelten in diesem Fall entsprechend. Die Art der Speicherung ist aktenkundig zu ma-
chen.

(2) Die Verwendung der Aufzeichnungen und Transkripte ist grundsätzlich nur für Zwecke des Straf-
verfahrens zulässig. Sie können nach Maßgabe des § 169 Absatz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes auch zu 
wissenschaftlichen und historischen Zwecken verwendet werden. Die Aufzeichnungen und Transkripte der 
Angaben von Angeklagten, Zeugen, Sachverständigen und Nebenklägern dürfen mit deren Einwilligung 
auch in anderen gerichtlichen oder behördlichen Verfahren verwendet werden. Aufzeichnungen und Tran-
skripte sind in der Hauptverhandlung, in der die Aufzeichnung und Transkription erfolgt, keine Beweismittel 
im Sinne des § 244. 
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§ 273b 

Zugang zu Aufzeichnungen und Transkripten; Einsichtnahme und Überlassung 

(1) Die Staatsanwaltschaft, der Verteidiger und der anwaltliche Beistand oder Vertreter des Neben-
klägers, eines zur Nebenklage berechtigten Verletzten oder einer Person, die aufgrund eines Antrags nach 
§ 403 am Verfahren beteiligt ist, erhalten während des laufenden Verhandlungstages oder unverzüglich da-
nach Zugang zur jeweiligen Aufzeichnung und dem dazugehörigen Transkript. § 32f gilt entsprechend. 

(2) Nebenkläger und aufgrund eines Antrags nach § 403 am Verfahren beteiligte Personen sind, wenn 
sie nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten werden, sie keinen Rechtsanwalt hinzugezogen haben oder 
ihnen kein Beistand bestellt wurde, befugt, die Aufzeichnung und das Transkript nach jedem Verhandlungs-
tag unverzüglich in Diensträumen unter Aufsicht einzusehen. 

(3) Verteidiger und Rechtsanwälte dürfen Aufzeichnungen, die ihnen im Rahmen der Akteneinsicht 
oder nach Absatz 1 zur Verfügung gestellt werden, nicht dem Angeklagten, dem Nebenkläger oder neben-
klageberechtigten Verletzten oder einer nach § 403 antragsberechtigten Person überlassen.

§ 274 

Beweiskraft des Protokolls; Berichtigung 

(1) Die Beobachtung der für die Hauptverhandlung vorgeschriebenen Förmlichkeiten kann nur durch 
das Protokoll bewiesen werden. 

(2) In den Fällen des § 271 Absatz 2 ist die Berichtigung des Protokolls anhand der Aufzeichnungen 
zulässig.“ 

8. In § 323 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 273 Abs. 2 Satz 2“ durch die Wörter „§ 272 Absatz 4 Satz 2“ 
ersetzt.

9. In § 344 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „angegeben“ die Wörter „und der Fehler in der Rechtsan-
wendung benannt“ eingefügt. 

10. § 352 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Diese Tatsachen müssen erwiesen sein.“ 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Zur Prüfung eines behaupteten Verfahrensmangels ist ein Beweisinhalt nur dann heranzuzie-
hen, wenn der Verfahrensmangel daraus ohne weiteres erkennbar ist. Dies ist insbesondere dann nicht 
der Fall, wenn es möglich ist, dass weitere Beweiserhebungen dem Beweisinhalt die maßgebliche Be-
deutung für das Urteil genommen haben, oder wenn lediglich Feststellungen oder Wertungen angegrif-
fen werden, die dem Tatgericht vorbehalten sind.“

Artikel 2

Weitere Änderung der Strafprozessordnung zum 1. Januar 2030 

In § 271 Absatz 2 Satz 1 der Strafprozessordnung, die zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert wor-
den ist, werden die Wörter „nach Maßgabe des § 19 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung“ gestri-
chen.
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Artikel 3

Änderung des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung  

Dem Einführungsgesetz zur Strafprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
312-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6b des Gesetzes vom 16. September 2022 
(BGBl. I S. 1454) geändert worden ist, wird folgender § 19 angefügt: 

„§ 19 

Übergangsvorschrift zum Gesetz zur digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen Hauptverhandlung; Verord-
nungsermächtigung 

(1) Die digitale Dokumentation von Hauptverhandlungen nach § 271 Absatz 2 der Strafprozessordnung 
erfolgt vorbehaltlich des Absatzes 4 erst ab dem Zeitpunkt, den die Landesregierungen durch Rechtsverordnung 
für ihren Bereich bestimmen. Sie können die Aufzeichnungspflicht auf einzelne Gerichte, Spruchkörper oder all-
gemein bestimmte Verfahren beschränken und bestimmen, dass die Hauptverhandlung abweichend von § 271 
Absatz 2 Satz 2 der Strafprozessordnung zusätzlich durch eine Bildaufzeichnung dokumentiert wird. Die Ermäch-
tigung kann durch Rechtsverordnung auf die zuständigen Landesministerien übertragen werden. 

(2) Bildaufzeichnungen haben unter Wahrung der Persönlichkeitsrechte der aufgezeichneten Personen zu 
erfolgen. Dabei ist insbesondere eine Kameraeinstellung zu wählen, die sicherstellt, dass der für die Gerichtsöf-
fentlichkeit vorgesehene Raum nicht erfasst wird und keine Nahaufnahmen von Verfahrensbeteiligten erfolgen. 
Die Bildaufzeichnungen sind zu löschen, wenn das Verfahren rechtskräftig abgeschlossen oder sonst beendet ist. 
Die Löschung ist aktenkundig zu machen. 

(3) Eine digitale Dokumentation erfolgt nicht bei Hauptverhandlungen, die im Zeitpunkt des Eintritts der 
Aufzeichnungs- und Transkriptionspflicht bereits begonnen haben. 

(4) In Verfahren, in denen ein Oberlandesgericht in Ausübung von Gerichtsbarkeit des Bundes zuständig 
ist, erfolgt die digitale Dokumentation von Hauptverhandlungen nach § 271 Absatz 2 der Strafprozessordnung 
spätestens ab dem 1. Januar 2028.“

Artikel 4

Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung zum 1. Januar 2030 

§ 19 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung für ihren Bereich bestimmen, dass die 
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2. Absatz 4 wird aufgehoben.
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Artikel 5

Änderung des Strafgesetzbuches

§ 353d des Strafgesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I 
S. 3322), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 4. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2146) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 2 wird das Wort „oder“ am Ende gestrichen. 

2. In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma und das Wort „oder“ ersetzt. 

3. Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. eine Bild-Ton-Aufzeichnung oder Tonaufzeichnung aus einer Hauptverhandlung in Strafsachen oder 
einer Vernehmung im Ermittlungsverfahren 

a) verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich macht oder 

b) unbefugt weitergibt, wenn diese Weitergabe geeignet ist, eine Person, zu der die Bild-Ton-Auf-
zeichnung oder die Tonaufzeichnung Angaben enthält, oder eine ihr nahestehende Person der 
Gefahr einer gegen sie gerichteten rechtswidrigen Tat gegen Leib, Leben oder die persönliche 
Freiheit auszusetzen.“

Artikel 6

Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

In § 78 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 73) 
geändert worden ist, werden die Wörter „§ 273 Absatz 1a Satz 3 und Absatz 2 der Strafprozessordnung“ durch 
die Wörter „§ 271 Absatz 2 und § 272 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 der Strafprozessordnung“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung der Patentanwaltsordnung 

Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 (BGBl. I S. 557), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 10. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 64) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 120 wie folgt gefasst:  

„§ 120 Keine Aufzeichnung der Hauptverhandlung“. 

2. § 120 wird wie folgt gefasst: 

§ 120„ 

Keine Aufzeichnung der Hauptverhandlung 

§ 271 Absatz 2 der Strafprozessordnung ist nicht anzuwenden.“
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Artikel 8

Änderung des Steuerberatungsgesetzes

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), 
das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 64) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 122 wie folgt gefasst:  

„§ 122 Keine Aufzeichnung der Hauptverhandlung“. 

2. § 122 wird wie folgt gefasst: 

§ 122„ 

Keine Aufzeichnung der Hauptverhandlung 

§ 271 Absatz 2 der Strafprozessordnung ist nicht anzuwenden.“

Artikel 9

Änderung der Wirtschaftsprüferordnung 

Die Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. I 
S. 2803), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 10. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 64) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 99 wie folgt gefasst:  

„§ 99 Keine Aufzeichnung der Hauptverhandlung“. 

2. § 99 wird wie folgt gefasst: 

§ 99„ 

Keine Aufzeichnung der Hauptverhandlung 

§ 271 Absatz 2 der Strafprozessordnung ist nicht anzuwenden.“

Artikel 10 

Änderung des Justizverwaltungskostengesetzes

Nummer 1441 der Anlage (Kostenverzeichnis) zum Justizverwaltungskostengesetz vom 23. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2586, 2655), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 154) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 
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Nr. Gebührentatbestand Gebührenbetrag 

„1441 er 

tifizierungsmittels 

ung 
 

 
 

 
 

 
 

 
7,60 €“. 

„1441 Verfahren zur Registrierung nach § 3 Abs. 2, § 3a URV; die Identitätsprüfung erfolgt unter
Verwendung 

a) eines elektronischen Identitätsnachweises oder elektronischen Identifizierungsmittels
nach § 3a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 oder Nr. 2 URV 

b) einer von der registerführenden Stelle zur Verfügung gestellten Identifizierungsme-

12,00 €

thode nach § 3a Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 URV 

c) einer bereits über die Steuerberaterplattform (§ 86c StBerG) erfolgten Identifizierung

22,00 €

des Nutzers nach § 3a Abs. 4 URV 7,60 €“.

 

 

Artikel 11 

Änderung des Gesetzes zur Abschaffung des Güterrechtsregisters und zur Änderung  
des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes

In Artikel 10 Satz 3 des Gesetzes zur Abschaffung des Güterrechtsregisters und zur Änderung des COVID-
19-Insolvenzaussetzungsgesetzes vom 31. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1966) wird die Angabe „1. Januar 2024“ 
durch die Angabe „… [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung dieses Gesetzes]“ ersetzt. 

Artikel 12 

Änderung des Gesetzes zur Überarbeitung des Sanktionenrechts – Ersatzfreiheitsstrafe, 
Strafzumessung, Auflagen und Weisungen sowie Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 

Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes zur Überarbeitung des Sanktionenrechts – Ersatzfreiheitsstrafe, Strafzumes-
sung, Auflagen und Weisungen sowie Unterbringung in einer Entziehungsanstalt vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 203), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 218) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

„(2) Artikel 1 Nummer 3 sowie die Artikel 3 und 4 Nummer 1 Buchstabe a treten am 1. Februar 2024 in 
Kraft. In Artikel 4 Nummer 2 tritt Artikel 316o Absatz 2 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch ebenfalls 
am 1. Februar 2024 in Kraft.“

Artikel 13 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Artikel 2 und 4 treten am 1. Januar 2030 in Kraft. Artikel 10 tritt am 1. Februar 2024 in Kraft. 
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